
Bebauungsplan Rheinbach Nr. 73 „Keramikerstraße“

Beschlussentwurf: 

Der Rat stellt vor Behandlung der Stellungnahmen fest, dass eine Einzelabstimmung über die Beschlussentwürfe 
beantragt / nicht beantragt wird. (bitte nicht Zutreffendes in der Niederschrift streichen) 

I. Behandlung der Stellungnahmen 

A) Äußerungen gemäß § 13 a Abs. 3 Nr. 2 BauGB 

A 1 Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit 
Der Rat der Stadt Rheinbach nimmt davon Kenntnis, dass im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes 
gemäß § 13 a Abs. 3 Nr. 2 BauGB Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit eingegangen sind, über die im Rahmen 
der Gesamtabwägung zu entscheiden ist. 

A 1.1 Unterschriftenliste von insgesamt 93 Bewohnern aus dem Umfeld des Plangebietes 
hier: Schreiben mit Unterschriftenliste, persönlich abgegeben zu Beginn der Sitzung des 
Jugendhilfeausschusses am 03.09.2015 

Scan einfügen

Beschlussentwurf zu A 1.1: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben am 03.09.2015 übergegebene Stellungnahme 
A 1.1 wie folgt zu entscheiden: 

Die Einwender verweisen auf die öffentliche Bedeutung der Grünfläche und des Spielplatzes als 
Quartierstreffpunkt und beklagen die mangelnde Information über anstehende Veränderungen. 

Zu „mangelnde Information“: 

In einer repräsentativen / parlamentarischen Demokratie treffen die Bürgerinnen und Bürger politische 
Entscheidungen nicht selbst, sondern überlassen sie auf Zeit gewählten Vertretern, die für sie als Stellvertreter 
tätig sind. Aus diesem Grund werden Projekte zuerst innerhalb der entsprechenden politischen Gremien in 
öffentlichen (Ausschuss-) Sitzungen beraten, bevor die abgestimmten Ergebnisse der Beratung der Öffentlichkeit 
vorgestellt werden. So verhält es sich auch mit der Aufstellung eines Bebauungsplanes, der regelmäßig 
städtebauliche Veränderungen einleitet. Der Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplanes, der Planungsrecht 
für die Fortführung der Bebauung parallel zur Keramikerstraße schaffen soll, wurde durch den Rat der Stadt 
Rheinbach gefasst. Zuvor wurden die Fachausschüsse beteiligt, die wesentlich von der Planung berührt sind. Vor 
der Information der Öffentlichkeit und den daraus folgenden Beteiligungsmöglichkeiten ist also zunächst ein 
entsprechender Beschluss zu fassen. 

Das Aufstellungsverfahren eines Bebauungsplanes unterliegt den Regelungen des Baugesetzbuches, indem 
ebenfalls die Information und die Beteiligung der Öffentlichkeit an der Planung verankert sind. Die vorliegende 
Stellungnahme mit Unterschriftenlisten wird als eine Stellungnahme im Rahmen der im Bauleitplanverfahren 
vorgesehenen Beteiligung gewertet und daher in die planerische Abwägung eingestellt. 
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Zu „Erhalt der Grünfläche und des Spielplatzes“ 

Der Wunsch der Bewohner des Quartiers und der umliegenden Wohngebiete die Grünfläche mit ihrem Spielplatz 
in ihrer vollen Ausdehnung zu erhalten ist nachvollziehbar. Es besteht jedoch kein Anspruch darauf, von jeglichen 
Veränderungen einer städtebaulichen Nutzungssituation im Umfeld des eigenen Anwesens verschont zu bleiben. 
Das Interesse an der Beibehaltung der bestehenden Situation ist bei der Abwägung der unterschiedlichen 
privaten und öffentlichen Belange zu berücksichtigen. 

Im vorliegenden Fall hält es die Stadt Rheinbach vor dem Hintergrund der derzeitigen Situation zur Unterbringung 
von Flüchtlingen und Asylbegehrenden und im Hinblick auf die zukünftige Wohnraumversorgung für 
unterschiedliche Bevölkerungsgruppen für vertretbar, dem öffentlichen Belang der Wohnraumversorgung ein 
höheres Gewicht beizumessen, als dem – ebenfalls als öffentlichem Belang zu wertenden – Erhalt der 
Grünfläche in ihrer bisherigen Ausdehnung. 

Im Rahmen dieser Abwägung wurde berücksichtigt, dass bei Durchführung des Bebauungsplanes eine (nach 
Abzug der Gehölzstreifen) nutzbare Teilfläche von ca. 1.700 m² an wohnungsnaher Spiel- und Erholungsfläche 
verloren geht. Die verbleibende Fläche von ca. 3.400 m² bietet jedoch ausreichenden Raum für die vorhandenen 
Spieleinrichtungen. Gleichzeitig besteht die Chance, im Rahmen einer Umgestaltung der verbleibenden Fläche, 
die Spielräume altersentsprechend und bedarfsgerecht anzuordnen.  

Gemäß der Systematik der „Bauleitplanung – Hinweise für die Planung von Spielflächen“ (RdErl. d. 
Innenministers v. 31.7.1974 – V C 2-901.11 [am 01.01.2003: MSWKS]) soll ein den Wohnbereichen zugeordneter 
Spielbereich (Entfernung zu den Wohnungen bis ca. 500 m) eine Nettospielfläche von mindestens 400 m² 
aufweisen. Diese Anforderung wird auch durch die verbleibende Fläche mehr als erfüllt. 

Auch wurde berücksichtigt, dass im Umkreis von rund 500 m zum Plangebiet ein weiterer Spielplatz (am 
Blümlingspfad) vorhanden ist. 

Zu „Planungsalternativen“: 

Innerhalb des Plangebietes bieten sich keine sich wesentlich unterscheidenden Alternativen zur vorgelegten 
Planung. Die Wohnbebauung soll im Sinne eines Lückenschlusses die vorhandene nördliche Bauzeile parallel 
zur Keramikerstraße fortsetzen. 

Hinsichtlich der genannten Alternativen zur Unterbringung von Flüchtlingen und Asylbegehrenden ist 
festzuhalten, dass die Verwaltung alle möglichen Varianten zur Unterbringung prüft. Dazu zählen auch, wie 
genannt, private Liegenschaften und Objekte, die, soweit sie von den Eigentümern bereitgestellt werden und 
geeignet sind, von der Stadt Rheinbach angemietet werden. Dieses Vorgehen ist bei anhaltenden Zuweisungen 
auch weiterhin erforderlich und stellt keine Alternative zur Schaffung dauerhaften Wohnraums dar. 

Der Anregung, von der geplanten Maßnahme Abstand zu nehmen wird nicht entsprochen, da die mit der 
Aufstellung des Bebauungsplanes verfolgten Ziele höher gewichtet werden als der Erhalt der Grünfläche 
in ihrer bisherigen Ausdehnung. 
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vorliegende Stellungnahme wird als eine Stellungnahme im Rahmen der im Bauleitplanverfahren vorgesehenen 
Beteiligung gewertet und daher in die planerische Abwägung eingestellt. 

Die Bezeichnung „beschleunigtes Verfahren“ leitet sich aus dem Baugesetzbuch ab. Es handelt sich dabei um 
einen Bebauungsplan der Innenentwicklung (gemäß § 13a Baugesetzbuch), der u. a. der Nachverdichtung dient 
und bei dem die sich aus dem Gesetz ergebenen Verfahrenserleichterungen angewendet dürfen. Die Teilfläche 
soll dauerhaft als Wohnbaufläche im Sinne eines Allgemeinen Wohngebietes planungsrechtlich gesichert 
werden. Die vorübergehende Unterbringung von Flüchtlingen und Asylbegehrenden in einem Wohngebäude ist 
eine zulässige Nutzungsoption in einem Allgemeinen Wohngebiet, der Bedarf an Wohnraum ist jedoch kein 
„zeitlich begrenztes Problem“.  

Der Wunsch der Bewohner des Quartiers und der umliegenden Wohngebiete die Grünfläche mit ihrem Spielplatz 
in ihrer vollen Ausdehnung zu erhalten ist nachvollziehbar. Es besteht jedoch kein Anspruch darauf, von jeglichen 
Veränderungen einer städtebaulichen Nutzungssituation im Umfeld des eigenen Anwesens verschont zu bleiben. 
Das Interesse an der Beibehaltung der bestehenden Situation ist bei der Abwägung der unterschiedlichen 
privaten und öffentlichen Belange zu berücksichtigen. 

Im vorliegenden Fall hält es die Stadt Rheinbach vor dem Hintergrund der derzeitigen Situation zur Unterbringung 
von Flüchtlingen und Asylbegehrenden und im Hinblick auf die zukünftige Wohnraumversorgung für 
unterschiedliche Bevölkerungsgruppen für vertretbar, dem öffentlichen Belang der Wohnraumversorgung ein 
höheres Gewicht beizumessen, als dem – ebenfalls als öffentlichem Belang zu wertenden – Erhalt der 
Grünfläche in ihrer bisherigen Ausdehnung. 

Im Rahmen dieser Abwägung wurde berücksichtigt, dass bei Durchführung des Bebauungsplanes eine (nach 
Abzug der Gehölzstreifen) nutzbare Teilfläche von ca. 1.700 m² an wohnungsnaher Spiel- und Erholungsfläche 
verloren geht. Die verbleibende Fläche von ca. 3.400 m² bietet jedoch ausreichenden Raum für die vorhandenen 
Spieleinrichtungen, den Rodelberg sowie für freies Spiel und Begegnung. Gleichzeitig besteht die Chance, im 
Rahmen einer Umgestaltung der verbleibenden Fläche, die Spielräume altersentsprechend und bedarfsgerecht 
anzuordnen.  

Gemäß der Systematik der „Bauleitplanung – Hinweise für die Planung von Spielflächen“ (RdErl. d. 
Innenministers v. 31.7.1974 – V C 2-901.11 [am 01.01.2003: MSWKS]) soll ein den Wohnbereichen zugeordneter 
Spielbereich (Entfernung zu den Wohnungen bis ca. 500 m) eine Nettospielfläche von mindestens 400 m² 
aufweisen. Diese Anforderung wird auch durch die verbleibende Fläche mehr als erfüllt. 

Auch wurde berücksichtigt, dass im Umkreis von rund 500 m zum Plangebiet ein weiterer Spielplatz (Am 
Blümlingspfad) vorhanden ist, der im Zuge der städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme für die nördlich  
gelegenen Neubaugebiete angelegt wurde. 

Die Unterbringung von Flüchtlingen und Asylbegehrenden unterliegt dem Fachbereich IV – Rat, Stadtmarketing, 
Ordnung, Soziales. Bei der Suche nach Standorten werden auch die Hinweise und Anregungen sowohl der 
Bevölkerung als auch von Vereinen, Gruppen und Kirchen aufgegriffen.  

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Der Anregung, gemäß der vorliegenden Petition (siehe Einwendung A 1.1) von der geplanten Maßnahme 
Abstand zu nehmen wird nicht entsprochen, da die mit der Aufstellung des Bebauungsplanes verfolgten 
Ziele höher gewichtet werden als der Erhalt der Grünfläche in ihrer bisherigen Ausdehnung. 
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Spieleinrichtungen, den Rodelberg sowie für freies Spiel und Begegnung. Gleichzeitig besteht die Chance, im 
Rahmen einer Umgestaltung der verbleibenden Fläche, die Spielräume altersentsprechend und bedarfsgerecht 
anzuordnen.  

Gemäß der Systematik der „Bauleitplanung – Hinweise für die Planung von Spielflächen“ (RdErl. d. 
Innenministers v. 31.7.1974 – V C 2-901.11 [am 01.01.2003: MSWKS]) soll ein den Wohnbereichen zugeordneter 
Spielbereich (Entfernung zu den Wohnungen bis ca. 500 m) eine Nettospielfläche von mindestens 400 m² 
aufweisen. Diese Anforderung wird auch durch die verbleibende Fläche mehr als erfüllt. 

Auch wurde berücksichtigt, dass im Umkreis von rund 500 m zum Plangebiet ein weiterer Spielplatz (Am 
Blümlingspfad) vorhanden ist, der im Zuge der städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme für die nördlich  
gelegenen Neubaugebiete angelegt wurde. 

Zu 3. 

Auch wenn durch die im Baugesetzbuch bei der Aufstellung von Bebauungsplänen zur Innentwicklung rechtlich 
verankerten Verfahrenserleichterung der formelle Umweltbericht entfällt, werden im Rahmen der Bearbeitung 
Bauleitplanverfahrens die umweltrelevanten Belange einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
geprüft. Grundlage der Prüfung sind die Ziele des Bebauungsplans sowie die allgemeinen Grundsätze und Ziele 
für die einzelnen Schutzgüter aus den jeweiligen Fachgesetzen.  

Bei einem Bebauungsplan der Innenentwicklung, der eine zulässige Grundfläche von insgesamt weniger als 
20.000 m² festsetzt, gelten Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten sind, als 
vor der planerischen Entscheidung zulässig oder erfolgt. Er unterliegt daher nicht der Ausgleichspflicht, 
gleichwohl ist das vorgeschaltete Vermeidungsgebot zu berücksichtigen und naturschutzbezogene Belange, die 
von der Planung betroffen sind, sind abwägend zu berücksichtigen. Ebenso sind bindende Vorgaben des 
Naturschutzrechts, wie beispielsweise zum Artenschutz, zu beachten. Artenschutzrechtliche 
Untersuchungsergebnisse werden nach dem Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) beurteilt und unterliegen 
somit nicht der gemeindlichen Abwägung nach § 1 (7) Baugesetzbuch (BauGB).  

Aus dem Ergebnis der ASP zum Bebauungsplan Nr. 73 „Keramikerstraße“ geht hervor, dass im Plangebiet zum 
Zeitpunkt der Begehung keine Vorkommen planungsrelevanter Arten aufgefunden wurden. Demzufolge sind mit 
Umsetzung der baulichen Nachverdichtung innerhalb des geplanten Allgemeinen Wohngebiets keine Konflikte 
mit den Vorgaben des Bundesnaturschutzgesetztes (BNatSchG) in Bezug auf möglicherweise im Plangebiet 
vorkommende planungsrelevante Tierarten zu erwarten. 

Zu 4., 5. und 6.  

Durch den Bebauungsplan sollen die planungsrechtliche Grundlage für eine Wohnbebauung als Lückenschluss 
entlang der Keramikerstraße geschaffen werden. Mithilfe des Bauvorhabens versucht die Stadt Rheinbach ihrer 
gesetzlichen Pflicht, Flüchtlingen und Asylbegehrenden Wohnraum zur Verfügung zu stellen, gerecht zu werden. 
Da die Flüchtlingszahlen in den letzten Monaten und Wochen offenkundig stark angestiegen sind, liegt es auf der 
Hand, dass die bisherigen Unterbringungskapazitäten nicht ausreichen und sowohl alle Möglichkeiten zur 
Anmietung ausgeschöpft werden als auch neue Wohnungen gebaut werden müssen. 

Gemäß dem Beschluss des Verwaltungsgerichtshof Bayern vom 31.03.2015 – 9 CE 14.2854 – fehlt der 
Befürchtung des Entstehens einer sozialen Spannungssituation der für die Prüfung der Nachverträglichkeit der 
von baulichen Anlagen ausgehenden Störungen und Belastungen erforderliche Grundstücksbezug. Das Baurecht 
ist grundsätzlich nicht dazu bestimmt, soziale Konflikte zu lösen, die wegen der Unterbringung von Flüchtlingen 
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und Asylbegehrenden besorgt werden. Sofern Konflikte auftreten, kann diesen nur im jeweiligen Einzelfall mit den 
Mitteln des Polizei- und Ordnungsrechts oder des zivilen Nachbarrechts begegnet werden.  

Der Einwand, dass es durch die geplante Bebauung zu einer „zusätzlichen Ballung“ der Flüchtlingssituation in der 
Nordstadt kommt, ist nicht Gegenstand der Bauleitplanung. Bei der genannten Unterbringung in der 
Keramikerstraße handelt es sich um vorübergehend angemietete Räume, die durch den unerwartet hohen Bedarf 
und die nicht planbaren Zuweisungen in kürzester Zeit bereit zu stellen waren. Sie stellen keine dauerhafte 
Lösung dar. Im Sinne einer geordneten Stadtentwicklung sind jedoch gerade im Hinblick auf den Verbleib 
anerkannter Asylanten und Flüchtlinge Angebote an bezahlbarem Wohnraum zu schaffen, die auch unter dem 
Aspekt der Integration innerhalb bestehender Quartiere liegen werden.   

Der Zustand der Wohnbebauung nach Nutzung ist kein abwägungsrelevanter Belang, der im Zuge des 
Bauleitplanverfahrens zu behandeln wäre. 

Zu Alternativen: 

Hinsichtlich der genannten Alternativen zur Unterbringung von Flüchtlingen und Asylbegehrenden ist 
festzuhalten, dass die Verwaltung alle möglichen Varianten zur Unterbringung prüft. Dazu zählen auch, wie 
genannt, private Liegenschaften und Objekte, die, soweit sie von den Eigentümern bereitgestellt werden und 
geeignet sind, von der Stadt Rheinbach angemietet werden. Dieses Vorgehen ist bei anhaltenden Zuweisungen 
auch weiterhin erforderlich und stellt keine Alternative zur Schaffung dauerhaften Wohnraums dar. 

Im vorliegenden Fall hält es die Stadt Rheinbach vor dem Hintergrund der derzeitigen Situation zur 
Unterbringung von Flüchtlingen und Asylbegehrenden und im Hinblick auf die zukünftige 
Wohnraumversorgung für unterschiedliche Bevölkerungsgruppen für vertretbar, dem öffentlichen Belang 
der Wohnraumversorgung ein höheres Gewicht beizumessen, als dem – ebenfalls als öffentlichem 
Belang zu wertenden – Erhalt der Grünfläche in ihrer bisherigen Ausdehnung. 

Die Hinweise und Bedenken des Einwenders werden zur Kenntnis genommen, sie führen jedoch nicht zur 
Änderung des Bebauungsplan-Entwurfes, da eine erhebliche Beeinträchtigung der schutzwürdigen 
Interessen des Einwenders durch die vorliegende Planung nicht erkennbar ist und die mit der Aufstellung 
des Bebauungsplans verfolgten Ziele höher gewichtet werden als die vom Einwender geltend gemachten 
Belange. 

A 1.4 Einwender 4 
 hier: Stellungnahme vom 16.10.2015 

Verhandlungsniederschrift:
Aufstellung des Bebauungsplanes Rheinbach Nr. 73 „Keramikerstraße“ 
Äußerung im Rahmen der frühzeitigen Unterrichtung gemäß § 13 a (3) Satz 2 BauGB  

Es erscheint xx, wohnhaft in 53359 Rheinbach, xx und bittet im Rahmen der Bauleitplanung ausreichend 
Stellplatzflächen, insbesondere für die spätere Nutzung als Studentenwohnheim, auszuweisen.  
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Gleichwohl ist das Interesse an der Beibehaltung der bestehenden Situation bei der Abwägung der 
unterschiedlichen privaten und öffentlichen Belange zu berücksichtigen. 

Zu 1. 

Auf das Entwicklungsgebot nach § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB kann verzichtet werden. Zwar stellt der 
Flächennutzungsplan die als Wohnbaufläche beabsichtige Teilfläche von rund 2.750 m² derzeit noch als 
öffentliche Grünfläche dar, für das Vorhaben kann aber die Ausnahmeregel des § 13a Abs. 2 Nr. 2 
Baugesetzbuch (BauGB) herangezogen werden, wonach bei Bebauungsplänen der Innenentwicklung im 
beschleunigten Verfahren der Bebauungsplan, der von den Darstellungen des Flächennutzungsplanes abweicht, 
auch aufgestellt werden kann, bevor der Flächennutzungsplan geändert oder ergänzt worden ist.  

Das Vorhaben, das dem Lückenschluss im Bereich der vorhandenen Bebauung entlang der Keramikerstraße  
und damit der baulichen Nachverdichtung in einem bereits erschlossenem Wohnquartier dient, erfüllt die 
Voraussetzungen des § 13a BauGB. Die geordnete städtebauliche Entwicklung des Gemeindegebietes wird 
durch die beabsichtigte abweichende Festsetzung im Bebauungsplan nicht beeinträchtigt. Zur Realisierung der 
Planung können die Darstellungen zum Großteil erhalten bleiben. Lediglich eine ca. 0,27 ha große Teilfläche der 
ca. 0,6 ha großen Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Spielplatz“, die direkt an die Keramikerstraße angrenzt, 
soll zukünftig als „Wohnbaufläche“ dargestellt werden. Der Flächennutzungsplan kann daher im Wege der 
Berichtigung angepasst werden. Die Berichtigung des Flächennutzungsplanes wird unverzüglich nach 
Rechtskraft des Bebauungsplanes durch die Verwaltung vorgenommen. Das landesplanerische Einvernehmen 
wird eingeholt.  

Zu 2. 

Der Gesetzgeber stellt im § 1a Abs.  2 BauGB die Innenentwicklung und namentlich die Nachverdichtung in den 
Sinnzusammenhang des geforderten sparsamen Umgangs mit Grund und Boden. Auch wenn es sich um eine 
bisher unversiegelte Fläche handelt, ist ihre Inanspruchnahme auch unter dem Aspekt der Verringerung 
zusätzlicher Flächerninanspruchnahme vertretbar, da es sich um einen bereits vollständig erschlossenen 
innerstädtischen Bereich handelt, dadurch kann beispielsweise eine zusätzliche Flächeninanspruchnahme durch 
erforderliche Erschließungsmaßnahmen entfallen. 

Hinsichtlich der genannten Alternativen zur Unterbringung von Flüchtlingen und Asylbegehrenden ist 
festzuhalten, dass die Verwaltung alle möglichen Varianten zur Unterbringung prüft. Dazu zählen auch, wie 
genannt, private Liegenschaften und Objekte, die, soweit sie von den Eigentümern bereitgestellt werden und 
geeignet sind, von der Stadt Rheinbach angemietet werden. Dieses Vorgehen ist bei anhaltenden Zuweisungen 
auch weiterhin erforderlich und stellt keine Alternative zur Schaffung dauerhaften Wohnraums dar. 

Zu 3. 

Das Baurecht kann bereits als einfachgesetzliche Ausformung der Rechte aus Art. 44 Grundgesetz (GG), 
insbesondere im Hinblick auf die dort verankerte Eigentumsgarantie, gewertet werden.  

Eine Eigentumsverletzung ist nicht erkennbar, wenn eine Wertminderung eines Grundstückes durch einen 
Bebauungsplan und die aufgrund des Bebauungsplan mögliche Bebauung des Nachbargrundstückes [im 
vorliegenden Fall die Errichtung von Wohngebäuden auch zum Zweck der Unterbringung von Flüchtlingen und 
Asylbegehrenden] geltend gemacht wird (Bayerischer Verfassungsgerichtshof, Entscheidung vom 16.02.2009 – 
13-VII-07). Selbst wenn der Wert des Grundstücks sinken sollte, liegt darin keine Verletzung der 
Eigentumsgarantie. 
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Das Grundeigentum ist durch die Situation geprägt, in die es hineingestellt ist. Ein Grundstück kann aus Sicht des 
Eigentumsgrundrechts sowohl situationsbelastet als auch situationsbegünstigt sein. Es gehört nicht schlechthin 
zur Rechtsstellung eines Grundstückseigentümers, dass die Art der zulässigen Nutzung des 
Nachbargrundstückes nicht in einer von ihm als nachteilig empfunden Weise verändert wird. Demgemäß umfasst 
die verfassungsmäßige Eigentumsgarantie nicht den Schutz dagegen, dass durch die Bauplanung die 
Nutzbarkeit anderer Grundstücke geändert wird. Grundsätzlich gewährleistet das Eigentumsgrundrecht nicht die 
Aufrechterhaltung bloßer Lagevorteile.  

Eine Verletzung des Eigentumsgrundrechts kommt nur dann in Frage, wenn ein Bebauungsplan Nutzungen 
festsetzt, die die vorgegebene Grundstückssituation nachhaltig verändern und dadurch die Nachbargrundstücke 
schwer und unerträglich treffen. Es ist nicht ersichtlich, dass derartige Nachteile im vorliegenden Fall durch die 
Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebietes gegeben sein könnten.  

Die umliegende Bebauung ist im Wesentlichen durch zweigeschossige Reihenhausbebauung und 
Geschosswohnungsbau, teils mit ausgebauten Dachgeschossen, geprägt. Die Südseite der Leberstraße weist 
eine Bebauung mit freistehenden Einfamilienhäusern auf. Der Bebauungsplan setzt ein Baufenster in einer 
Gesamtlänge von 42 m in offener Bauweise fest. Neben Einzelhäuser sind auch Doppelhäuser und Hausgruppen 
innerhalb des Baufensters zulässig. Orientiert an der Grundflächenzahl von 0,3 ist die zulässige 
Bebauungsdíchte nicht wesentlich höher als im Bestand. Auch wenn die zulässige Bebauung maximal 3 
Vollgeschosse aufweisen darf, so wird durch die Festsetzung einer maximalen Gebäudehöhe sichergestellt, dass 
das Wohnhaus des Einwenders nicht mehr als um 2,25 m überragt werden kann. Der Abstand zum Einwender 
beträgt mehr als 15,00 m, zwischen der vorhandenen und der geplanten Bebauung befindet sich ein zum Erhalt 
festgesetzter, dicht bewachsener Gehölzstreifen mit einigen großkronigen Bäumen. Es ist nicht ersichtlich, dass 
die getroffenen Festsetzungen zu einem Verstoß gegen das baurechtliche Rücksichtnahmegebot führen. 

Im Rahmen der Abwägung wurde berücksichtigt, dass bei Durchführung des Bebauungsplanes eine (nach Abzug 
der Gehölzstreifen) nutzbare Teilfläche von ca. 1.700 m² an wohnungsnaher Spiel- und Erholungsfläche verloren 
geht. Die verbleibende Fläche von ca. 3.400 m² bietet jedoch ausreichenden Raum für die vorhandenen 
Spieleinrichtungen, den Rodelberg sowie für freies Spiel und Begegnung. Gleichzeitig besteht die Chance, im 
Rahmen einer Umgestaltung der verbleibenden Fläche, die Spielräume altersentsprechend und bedarfsgerecht 
anzuordnen.  

Gemäß der Systematik der „Bauleitplanung – Hinweise für die Planung von Spielflächen“ (RdErl. d. 
Innenministers v. 31.7.1974 – V C 2-901.11 [am 01.01.2003: MSWKS]) soll ein den Wohnbereichen zugeordneter 
Spielbereich (Entfernung zu den Wohnungen bis ca. 500 m) eine Nettospielfläche von mindestens 400 m² 
aufweisen. Diese Anforderung wird auch durch die verbleibende Fläche mehr als erfüllt. 

Auch wurde berücksichtigt, dass im Umkreis von rund 500 m zum Plangebiet ein weiterer Spielplatz (Am 
Blümlingspfad) vorhanden ist, der im Zuge der städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme für die nördlich  
gelegenen Neubaugebiete angelegt wurde. 

Zu 4. 

Bei dem genannten Fußpfad entlang der Grundstücksgrenze des Einwenders handelt es sich nicht um eine 
öffentliche Wegeverbindung zwischen Stauffenbergstraße und Keramikerstraße. Vielmehr ist dieser Pfad durch 
Nutzung als Abkürzung im Gehölstreifen zwischen Stauffenbergstraße und Keramikerstraße auf einer 
Leitungstrasse entstanden. Der Gehölzstreifen selbst weist keine Erholungseignung auf, ist jedoch von 
stadtgestalterischer und, wenn auch untergeordnet; von stadtklimatischer Bedeutung. Eine Zerschneidung des 
Gehölzstreifens in private und öffentliche Flächen ist für den Erhalt der Struktur nicht zielführend, insbesondere 
im Hinblick den sich daraus ergebenen unterschiedlichen Verkehrssicherungspflichten. Aus diesem Grund wird 
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die Fläche vollständig der privaten Grundstücksfläche zugeschlagen. Zum Erhalt der stadtbildprägende 
Gehölzstruktur wird eine private Grünfläche mit einer Gesamtbreite von 5 m festsetzt, die bis auf die 
Leitungstrasse einer entsprechenden Erhaltungsbindung unterliegt. Darüber hinaus sind nicht bebau- und 
versiegelbare Grundstücksflächen gärtnerisch anzulegen und zu pflegen. Eine Integration erhaltenswerter 
Einzelbäume innerhalb des 5 m breiten „Bauwichs“ in den Gehölzstreifen bleibt somit möglich. 

Eine Zuwegung des Grundstücks zur Stauffenbergstraße wird nicht eröffnet, mögliche Konflikte wurden bereits 
bei der Vorentwurfsplanung erkannt und daher an dieser Stelle, ebenso wir entlang der Keramikerstraße und im 
Einmündungsbereich Lebestraße / Keramikerstraße ein Bereich ohne Ein- und Ausfahrt festgesetzt.  

Zu 5: 

Der Einwand, dass die Zweckbestimmung der Unterbringung von Flüchtlingen nicht der von der Gemeinde 
gewünschten dezentralen Unterbringung entspricht, da sich im Umfeld bereits weitere Unterbringungen befinden, 
ist nicht Gegenstand der Bauleitplanung. Bei den genannten Unterbringungen handelt es sich überwiegend um 
vorübergehend angemietete Räume, die durch den unerwartet hohen Bedarf und die nicht planbaren 
Zuweisungen in kürzester Zeit bereit zu stellen waren. Sie stellen keine dauerhafte Lösung dar. Im Sinne einer 
geordneten Stadtentwicklung sind jedoch gerade im Hinblick auf den Verbleib anerkannter Asylanten und 
Flüchtlinge Angebote an bezahlbarem Wohnraum zu schaffen, die auch unter dem Aspekt der Integration 
innerhalb bestehender Quartiere liegen werden.  

Im vorliegenden Fall hält es die Stadt Rheinbach vor dem Hintergrund der derzeitigen Situation zur 
Unterbringung von Flüchtlingen und Asylbegehrenden und im Hinblick auf die zukünftige 
Wohnraumversorgung für unterschiedliche Bevölkerungsgruppen für vertretbar, dem öffentlichen Belang 
der Wohnraumversorgung ein höheres Gewicht beizumessen, als dem – ebenfalls als öffentlichem 
Belang zu wertenden – Erhalt der Grünfläche in ihrer bisherigen Ausdehnung. 

Die Hinweise und Bedenken des Einwenders werden zur Kenntnis genommen, sie führen jedoch nicht zur 
Änderung des Bebauungsplan-Entwurfes, da eine erhebliche Beeinträchtigung der schutzwürdigen 
Interessen des Einwenders durch die vorliegende Planung nicht erkennbar ist und die mit der Aufstellung 
des Bebauungsplans verfolgten Ziele höher gewichtet werden als die vom Einwender geltend gemachten 
Belange. 
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